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Rechtssatz 

Soweit der Beamte rügt, dass die Behörde nicht in analoger Anwendung des § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 7 
Abs. 1 Z. 2 AusG 1989 eine ständige Begutachtungskommission herangezogen habe, zeigt er allein mit diesem 
Vorbringen keine Diskriminierung auf. Der bei der Zentralstelle eingerichtete Arbeitsplatz, um den sich der 
Beamte beworben hat, fiel nach dem Wortlaut unstrittig nicht unter § 4 Abs. 1 AusG 1989. Er unterfiel auch 
nicht der Ausschreibungspflicht nach § 2 Abs. 1 leg. cit., wohl aber der Verpflichtung zur Bekanntmachung und 
Ausschreibung von Arbeitsplätzen nach § 20 AusG 1989. Vor diesem Hintergrund erscheint es zumindest 
vertretbar, wenn die Behörde auf Grund der größeren Sachnähe eine analoge Anwendung der Regeln betreffend 
Begutachtungskommissionen für Leitungsfunktionen in Zentralstellen gemäß § 7 Abs. 1 Z. 1 und § 2 Abs. 1 
AusG 1989 vorgenommen hat. Für sich allein kann in diesem Umstand keine Diskriminierung erkannt werden. 


